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Senatsverwaltung für  
Umwelt, Verkehr und Klimaschutz 
 
 
 
 
 
Herrn Abgeordneten Thomas Seerig (FDP) 
über 
 
den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin 
über Senatskanzlei - G Sen - 
 
 
 
 
A n t w o r t   
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 18/13258 
vom 22. Januar 2018 
über Personengebundene Behindertenparkplätze  
 

 
Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt: 
 
Frage 1: 
 
Inwiefern ist die Genehmigung eines personengebundenen Parkplatzes für Menschen mit Behinderung an 
den Besitz eines eigenen PKWs gebunden? 
 
Frage 2: 
 
Falls der Besitz eines eigenen Fahrzeugs Voraussetzung für die Gewährung ist, wie beurteilt der Senat die 
Situation für blinde oder stark sehbehinderte Menschen? 
 

Antwort zu 1 und zu 2: 
 
Nach § 45 Abs. 1b Nr. 2 der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) trifft die 
Straßenverkehrsbehörde die notwendige Anordnung im Zusammenhang mit der 
Kennzeichnung von Parkmöglichkeiten für Schwerbehinderte mit außergewöhnlicher 
Gehbehinderung (Merkzeichen „aG“) und Blinde (Merkzeichen „Bl“). Die Zuweisung eines 
individuellen Schwerbehindertenparkplatzes steht hierbei im pflichtgemäßen Ermessen 
dieser Behörde. Bei der Art des Ermessens sind sowohl der Grad der Behinderung, die 
Fortbewegungsmöglichkeiten des Berechtigten und sein Angewiesensein auf ein 
Kraftfahrzeug als auch die örtlichen Gegebenheiten, die Verkehrssituation und der 
Parkraumbedarf der Allgemeinheit im jeweiligen Einzelfall zu berücksichtigen. Dabei muss 
die berechtigte Person selbst nicht zwingend im Besitz eines eigenen Fahrzeuges sein. Es 
wird bei der Prüfung durch die unteren Straßenverkehrsbehörden der Berliner 
Bezirksämter lediglich auf die dauerhafte Verfügbarkeit eines Kraftfahrzeugs im 
betreffenden Haushalt abgestellt, um eine regelmäßige Nutzung des Parkplatzes über Ein- 
und Aussteigevorgänge hinaus und im Ergebnis eine rechtssichere Vertretbarkeit des 
Parksonderrechtes im Sinne des § 45 Absatz 9 StVO zu erreichen. 
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Für Blinde mit dem Merkzeichen „Bl“ im Schwerbehindertenausweis ergeben sich keine 
abweichenden Regelungen gegenüber anderen berechtigten schwerbehinderten 
Personen. 
 
Frage 3: 
 
Wie wird ggf. die Nutzung von Carsharing Fahrzeugen bei einer solchen Gewährung berücksichtigt? 
 

Antwort zu 3: 
 
Bei einer ausschließlichen Nutzung von Carsharing-Fahrzeugen wird die Gewährung 
eines Sonderparkrechts regelmäßig daran scheitern, dass die dauerhafte Verfügbarkeit 
des Carsharing-Fahrzeugs nicht belegt werden kann, da es von anderen Kunden von dem 
Parkplatz auch wieder entfernt werden könnte. 
 
Frage 4: 
 
Ist es möglich, bei nachweislich häufiger Nutzung des Sonderfahrdienstes (SFD), dafür einen 
personengebundenen Parkplatz zu erhalten? 
 
Frage 5: 
 
Wenn nein, wie ist eine möglichst aufwands- und wegearme Nutzung des SFDs auch in Gebieten mit 
geringem Parkplatzangebot bei hoher Nachfrage möglich? 
 
Frage 6: 
 
Inwiefern stellt das Halten in zweiter Spur durch den SFD, wie es von mindestens einem Bezirksamt wohl 
empfohlen wird, für den Senat eine Alternative zur Gewährung eines personengebundenen Parkplatzes dar? 
 
 

Antwort zu 4, zu 5 und zu 6: 
 
Im Regelfall ist davon auszugehen, dass bei einer Beförderung des Schwerbehinderten 
durch einen Sonderfahrdienst (SFD) ein personenbezogener Schwerbehindertenparkplatz 
nicht erforderlich ist, insbesondere weil kein zwingendes Gebot besteht, das 
Transportfahrzeug des SFD auch dauerhaft vor der Wohnung des Behinderten parken zu 
können und durch einen derartigen Sonderparkplatz den ansonsten nutzbaren Parkraum 
für die Allgemeinheit zu verknappen. Es handelt sich vielmehr um eher kurze Ein- und 
Aussteigevorgänge. 
 
Unter Berücksichtigung des Grades der Behinderung und der 
Fortbewegungsmöglichkeiten der schwerbehinderten Person im Einzelfall wäre bei der 
Beförderung durch einen SFD durch die zuständige bezirkliche Straßenverkehrsbehörde 
zu prüfen, inwiefern auch ohne die Einrichtung eines personenbezogenen 
Sonderparkplatzes vor der eigenen Haustür ein verkehrssicheres Ein- und Aussteigen im 
Rahmen von Hol- und Bringediensten gewährleistet werden kann und wie nah das 
Fahrzeug des SFD an die Wohnung des Behinderten gelangt. Für Ein- und 
Aussteigevorgänge können sowohl im Nahbereich vorhandene bauliche 
Gehwegüberfahren oder eingeschränkte Haltverbotszonen als auch ein kurzzeitiges 
Halten im so genannten „zweiten Fahrstreifen“ in Betracht gezogen werden, wenn 
hierdurch der fließende Verkehr nicht unvertretbar behindert wird. 
 
Bei einer Häufung von Fahrdienst-Anfahrten an einer bestimmten Adresse (beispielsweise 
aufgrund mehrerer dort wohnhafter Schwerbehinderter, welche wechselweise oder 
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gemeinsam Fahrdienste regelmäßig in Anspruch nehmen) oder bei bestehendem hohem 
Parkdruck in Bereichen ohne andere Ein- und Ausstiegsmöglichkeiten, könnte unter 
Berücksichtigung des jeweiligen Einzelfalls gegebenenfalls alternativ die Einrichtung einer 
Zone durch die bezirkliche Straßenverkehrsbehörde geprüft werden, in der die Freigabe 
zum Ein- und Aussteigen erteilt werden kann. 
 
Frage 7: 
 
Inwiefern gibt es bei der Gewährung von personengebundenen Parkplätzen für Menschen mit Behinderung 
einen im Land Berlin einheitlicher Kriterienkatalog oder hängt die Gewährung bzw. Nicht-Gewährung vom 
Bezirk ab? 
 

Antwort zu 7: 
 
Die Anspruchsvoraussetzungen für personenbezogene Schwerbehindertenparkplätze für 
Schwerbehinderte mit außergewöhnlicher Gehbehinderung und Blinde sind 
bundeseinheitlich in § 45 Abs. 1b Nr. 2 der StVO geregelt. Die Prüfung der 
Anordnungsfähigkeit erfolgt im Land Berlin durch die jeweilige bezirkliche 
Straßenverkehrsbehörde. Eine pauschalisierte Verfahrensweise kann es weder bundes- 
noch berlinweit geben, da stets die spezifischen, zumeist örtlichen Gegebenheiten im 
konkreten Einzelfall unter Ausübung des pflichtgemäßen behördlichen Ermessens zu 
bewerten sind. 
 
Frage 8: 
 
Wie gewährleistet der Senat ggf. die landesweit einheitliche Verfahrensweise? 

 
Antwort zu 8: 
 
Eine bezirksübergreifend möglichst einheitliche Anwendung der bundesweiten Vorgaben 
der StVO durch die bezirklichen Straßenverkehrsbehörden wird in Gestalt ergänzender 
Hinweise im Rahmen regelmäßig stattfindender Besprechungen, durch eine Unterrichtung 
über die aktuelle Rechtsprechung sowie durch Rundschreiben der zentralen 
Verkehrsbehörde der Verkehrslenkung Berlin gewährleistet. 
 
 
 
Berlin, den 30.01.2018 
 
In Vertretung 
 
 
 
 
Jens-Holger Kirchner 
................................ 
Senatsverwaltung für 
Umwelt, Verkehr und Klimaschutz 
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